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11. n frEI. (1 c .,----------Q...;:. 
und Genosscm 

an den Bundeskemzler t 

betreffend die Haltung dar BnlldeSl"egi erung zum amerikanischen Versuch, 

an Stelle des Staatsvertrages einen Skelettvertrag zu setzeno 

-(1.-,,-

Die amerikanische Regierung und mit.ir..:: die Regierungen Gross­

bri tanniens und. Fl'ankreichs haben< in gl€:ic:!lautendcn Noten an die 80-
, . . 

Wj etregi erung ilti'~ A;c'sichtbekanntgegeben~ di e Ergebnisse von j ahtelangen 

Verhandlungen über den St8.atsyeri~ag zu amlullieren" An St~!le des 

Staatsvertrages, dessen wesel1tlichste Puy!kte von den Vertretern der 

vier Grossmäohtebereits übereinstimmend gelöst wurden, is-t ein Skelett­

vertrag vorgeschlagen worden, von dem d,ie rnassgebenden Presseorgane 

de!" Westmächte unverhüllt erklären~ dass er nurz'li dem Zweck au.sgear­

beitet wurde, um auf die Ablehm,!ng der Sowjetregierung zu stosseno Obwohl 

es für jedermann klar ist ,dass dieser Entwurf das Einvernehmm, .de:: 

Grossmächte, das allein Österreich dem Sta~tsvertrag näherbringenkann, 

nicht fö rdert ~ 5 dmde:r'n nur hemmt ~ hat der Herr Bundeskan,zler die 

"Initiative" der Westmächte begrusst und sich damit in schärfsten Gegen­

satz zu allen Öst erreiohern gest-ellt s die keine Manöver um den Staats­

vertrag, sondern seirlen ;-asches-ten Abschluss und den Abzug der Besatzungs­

truppen wünschen .. 

, nie unterzeiohneten Abgeordneten richten daher an den Herrll 

Bundeskanzler folgende 

1. Ist d,ie Bundesregien~!lg bereit; l;mzweide'lltig zu erklären, dass de1' 
Staatsvertrag nl1r das Ergebnis einer Verständigung der Grossmächte sein 
kann, und dass sie daher den ein.ssitigen Akt der Westmächte alS ein 
Manövel" zurüokweist:) d9.s nu!" geeignet ist, den Kalten Krieg zu verschär­
fen und so das Zustandekommen d.ss Staatsvertrages und den Abzug der Be-
B ~t zungs t::uppen zu hint [},1:~!8i ben? 

2 .. Ist die Bu.ndesregicr'l'.'Jg be14 eit p öffentlich zu erklä'rent dass Österreich 
weder j et~t noch in Z'J.kun1'-f dC'h i:rgandeiner Mächtekoalition (Atlantik­
paktJEuropa-Union usw,) ancchli~ssen will? 

3. Ist die Bundesregie!'v.::g boreit, zu erklären, dass sie weder jetzt 
noch in Zukullft ".mter dem Declt':uantel einer sogenannten Eu.ropa-·Armee 
oder unter irgend einem 3,nd.ere:n Titel der Aufstellung militärischer 
Formatic11sn unter fremdem Ko!:c.mand.o auf tlsterreiohisohem Territorium 
zustimmen wird und dass sie j eden solchen Versuch wie auch die Err'lchtung 
von Militärstützpunkten als ru1sohlag auf die Unabhängigkeit un~ Souveräni­
tät Österreichs betraohtet? 
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